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1 Einleitung

Eine Anpassung der Bundesrichtlinie in Kapitel 6.1.1 war aufgrund von Gesetzesdnderungen
im Arbeitslosenversicherungsgesetz und im Arbeitsmarktservicegesetz notwendig.

Jugendliche und junge Erwachsene <25 Jahre befinden sich in einer Lebensphase in der
Entwicklung, Lernen und Motivation fiir die Beteiligung an der Arbeitswelt noch ausgepragt
vorhanden sind. Es gilt zu verhindern, dass sie vorzeitig von der Erwerbsarbeit
ausgeschlossen werden. Es soll ein chancengleicher Zugang fiir Jugendliche und jungen
Erwachsene mit Behinderung im Sinne des UN-Behindertenrechtskonvention erreicht werden.
Daher werden Personen bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres kiinftig nicht verpflichtet
werden, an einer Untersuchung der Arbeitsfahigkeit im Kompetenzzentrum der PVA
teilzunehmen. Damit soll Inklusion am Arbeitsmarkt erreicht werden.

Um Hartefdlle zu vermeiden, werden Gutachten der PVA, die gem. § 8 AIVG im Jahr 2023
angeordnet wurden, bis zum 25 Lebensjahr ebenfalls nicht beriicksichtigt. Bei
gesundheitlichen Einschrinkungen einer Person, hat das AMS Beratung und
Unterstiitzungsangebote zur Aufrechterhaltung der Arbeitsfahigkeit anzubieten.

Gerade Frauen neigen aufgrund von vorherrschenden Geschlechterstereotypen eher dazu,
sich bei gesundheitlichen Problemen gidnzlich aus dem Arbeitsmarkt zuriickzuziehen. Um
dem entgegenzuwirken und damit Frauen durch Erwerbsarbeit begriindete soziale
Absicherung erlangen, sind AMS-Beratung und Unterstlitzungsangebote anzubieten.

2 Regelungsgegenstand

Geregelt wird das Verfahren, das bei Zweifeln an der Arbeitsfdhigkeit einerseits durch
den die Kund in selbst (I/BU-Pensionsbeantragung) und andererseits durch das AMS
(Begutachtung gem. § 8 AIVG) anzuwenden ist.

3 Regelungsziel

Ziel dieser Bundesrichtlinie ist eine einheitliche, rechtskonforme Vorgangsweise sicher zu
stellen.

Weiters soll damit die Sicherstellung und Standardisierung der Betreuungsqualitit des
AMS fiir die Kund innen im KP , Arbeitskréfte unterstiitzen* gewédhrleistet und die Qualitit
der Dienstleistungen und in der Folge auch die Zufriedenheit der Kund innen erhoht werden.

4 Gesetzliche Grundlagen

§ 8 AIVG, § 23 AIVG

§ 29/4 AMSG, §31/3 AMSG, §38a AMSG

§ 139, § 253, § 254, § 255, § 307g ASVG (SRAG 2012 und SVAG 2016)
§ 459h ASVG (Zusammenwirken AMS und PVA, Dateniibermittlung)
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5 Adressat_innen

Adressat_innen der Richtlinie sind alle Fiihrungskrifte und Mitarbeiter innen des AMS, die
mit der Umsetzung des Kernprozesses Arbeitskréfte unterstiitzen betraut sind.

6 Normen — inhaltliche Regelungen

6.1 Abklarung der Arbeitsfahigkeit gem. § 8 AIVG im
Auftrag des AMS

Werden in der Beratungssituation gesundheitliche Einschrinkungen thematisiert, ist eine
Begutachtung gem. § 8 AIVG erst dann zu veranlassen, wenn begriindbare Zweifel an der
generellen Arbeitsfahigkeit der des Kund in bestehen. Die Zweifel konnen durch den_die
Kund in vorgebracht werden oder durch den die Berater in auf Grundlage von z.B.
MalBnahmenberichten von fit2work, BBRZ, FBZ, AMS-Psycholog_innen usw.

Bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen <25 besteht die Moglichkeit der Anordnung einer
arztlichen Untersuchung und die Untersuchung der Arbeitsfahigkeit bis zur Vollendung des
25. Lebensjahres nicht.

Kund innen sind dariiber zu informieren, dass bei der Begutachtung keine &rztliche
Behandlung angestoen wird, sondern eine moglichst unvoreingenommene Einschédtzung der
Arbeitsfahigkeit durch den_die begutachtende n Arztin Arzt.

6.1.1 Zweifel an der Arbeitsfahigkeit

Hat der die Berater in begriindete Zweifel an der Arbeitsfahigkeit des der Kund in bzw.
auBert der die Kund in selbst dahingehende Zweifel, so muss der die Berater in dem
nachgehen. Eine Hilfestellung, wann eine Begutachtung im Kompetenzzentrum Begutachtung
der PVA erforderlich ist, bietet die Ubersicht , Beruflich-, gesundheitliche Beratungsangebote
vs. PVA Begutachtung gem. § 8 AIVG* im Anhang der Richtlinie.

Eine wiederholte Begutachtung ist sowohl in Verbindung mit einer Verschlechterung als auch
- im Fall einer ,origindren Behinderung“ gem. § 255/7 ASVG festgestellten
Arbeitsunfihigkeit — mit einer Verbesserung moglich. Dabei ist es unerheblich, ob die
,origindre Behinderung® im Rahmen einer § 8 AIVG Begutachtung oder mittels Bescheid im
Zuge eines Pensionsverfahrens festgestellt wurde.

Tritt bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen <25 Jahren eine derartige Verbesserung trotz
festgestellter Arbeitsunfahigkeit ein, wird in diesen Einzelféllen das Jugendcoaching fiir einen
Perspektivenplan beauftragt.

Eine ,,Verbesserung* ist dann anzunehmen,

e wenn neue Befunde, Gutachten usw. diese belegen oder

e wenn die in langerfristigen Dienstverhéltnissen/Praktika ausgeiibten Tétigkeiten und dort
erbrachten Leistungen eine Arbeitsfahigkeit belegen. Wertvolle Hinweise dazu konnen die
ehemaligen Dienstgeber geben.
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6.1.1.1 Keine Feststellung der Arbeitsfahigkeit von Jugendlichen und jungen
Erwachsener <25 Jahren

Bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen < 25 Jahren darf keine Feststellung der
Arbeitsfahigkeit durch eine § 8 AIVG Begutachtung im Auftrag des AMS erfolgen.

Bis zum Erreichen des 25. Lebensjahres sollen die betreffenden Personen vom
Arbeitsmarktservice betreut und vorgemerkt werden (§38 AMSG) sowie entsprechende
Dienstleistungsangebote in Anspruch nehmen kdnnen.

Eine intensive Zusammenarbeit von AMS und Sozialministeriumsservice (SMS) sowie den
Landern ist fiir eine erfolgreiche Vermittlung auf geeignete Arbeitsplédtze erforderlich. Das
AMS verweist Jugendliche und junge Erwachsenen mit Behinderungen bzw. gesundheitlichen
Einschrinkungen, bei denen eine eingeschrinkte Leistungsfahigkeit vermutet wird, an das
Jugendcoaching. Dieses fiihrt eine chancenorientierte Potenzialanalyse durch und erstellt
einen Bericht mit einer (MafBlnahmen-)Empfehlung die beinhaltet, welcher der Systempartner
(AMS — Land — SMS) diese Mallnahme anbietet. Fachérztliche Gutachten bzw. Befunde
werden entsprechend beriicksichtigt und im Bedarfsfall kann fiir medizinische oder
entwicklungspsychologische Fragen auf eine externe Expertise zuriickgegriffen werden.
Dabei sind die Wiinsche und Bediirfnisse der Betroffenen im Sinne der Selbstbestimmung zu
berticksichtigen.

Es soll, wenn es zu keiner Beschéftigungsaufnahme kommt, jederzeit eine Riickkehr in die
Systeme der Behindertenhilfe moglich sein und gewéhrte Unterstiitzungsleistungen
wiederaufleben. Bestehende Betreuungsstrukturen der Lénder sollen daher aufrecht bleiben
auch wihrend der Schulungs- und Vermittlungsbemiihungen, sofern dies die Verfiigbarkeit
nicht ausschlieft. Wichtig ist eine Durchldssigkeit der Systeme AMS, SMS und Lénder (siche
Unterlagen Anhang).

Ab der Vollendung des 25. Lebensjahres kann eine Untersuchung der Arbeitsfahigkeit gem §
8 AIVG angeordnet werden. Befindet sich die betreffende Person zu diesem Zeitpunkt in
einer laufenden Unterstiitzungs- oder Fordermafinahme, soll diese nach dem Auslaufprinzip
abgeschlossen werden konnen.

6.1.2 Einleitung des Verfahrens zur Abkliarung der Arbeitsfahigkeit

Bestehen seitens des AMS begriindete Zweifel an der Arbeitsfihigkeit, ist
folgendermallen vorzugehen:

« Die Aufklirung tliber die Zuweisung zum ,,Kompetenzzentrum Begutachtung® (Gesund-
heitsstrale) zum Zwecke der Abklirung der Arbeitsfihigkeit gem. § 8 AIVG und die
Rechtsfolgen bei Nichteinhaltung des Untersuchungstermins miissen personlich erfolgen.
Dafiir ist die Applikationsniederschrift § 8 Arbeitsfahigkeit, Dropdown ,,Einleitung
einer édrztlichen Untersuchung® zu verwenden.

Im Falle einer aktuellen Fordervereinbarung bzw. MalBnahmenteilnahme ist auf eine
einvernehmliche Beendigung der Fordervereinbarung bzw. MaBnahmenteilnahme
hinzuwirken. Sollte dies nicht mdglich sein, kann im Einzelfall eine Beendigung
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spitestens mit Kenntnis der Arbeitsunfdhigkeit angestrebt werden'. Die getroffene
Vereinbarung ist als freier Text in der Niederschrift festzuhalten.

« Uber REHAnet ist ein Termin zu buchen, wobei auf dem Untersuchungsauftrag das
Feld ,,Einschrinkung* ausgewahlt und in einem Textfeld daneben prizisiert werden kann.

Im Zuge einer Abmeldung vom AMS und einem noch offenen REHAnet-Termin ist mit
dem der Kund in — soweit dies moglich ist — zu kléren, ob der Untersuchungstermin
eingehalten werden kann. Ist die Einhaltung nicht zu erwarten (z. B. weil ein ldngerer
Krankenstand bekannt ist), ist der Termin via REHAnet zu 16schen. Sollte die Loschung
nicht moglich sein, ist die PVA zu kontaktieren, um den urspriinglich geplanten
Untersuchungstermin durch die PVA l16schen zu lassen. Durch die Ldschung wird
verhindert, dass Untersuchungstermine blockiert bzw. Untersuchungsressourcen unnotig
bereitgestellt werden.

@ REHAnet-Termine diirfen durch die SEL nicht geloscht werden. Der die
zustandige Berater in ist mittels Kommbox mit PST-AV zu verstindigen. Im
Betreff ist der Text ,,SEL: REHAnet-Termin‘ einzutragen.

. Die Abkldrung der Arbeitsfiahigkeit fiir Personen mit einer Erwachsenenvertretung,
die sich auf die Vertretung vor Behorden bezieht, erfolgt ebenfalls im Auftrag des
AMS im ,Kompetenzzentrum Begutachtung®. Wenn der Umfang der Vertretung es
erfordert, hat die Zuweisung nach Moglichkeit im Beisein der Erwachsenenvertretung zu
erfolgen oder die Erwachsenenvertretung wird nachweislich iiber den
Untersuchungsauftrag und Untersuchungstermin informiert. Neben der Arbeitsfahigkeit
kann auch die Uberpriifung der Fihigkeit der Wahrnehmung von Terminen bzw. der
Konsequenzen der Nichteinhaltung beauftragt werden. Im Untersuchungsauftrag ist dazu
bei den Einschriankungen ,,Person, die eine Erwachsenenvertretung hat* auszuwihlen.
Besitzt die untersuchte Person die entsprechende Fahigkeit nicht in ausreichendem Malle,
ist der Leistungsbezug mangels Verfligbarkeit einzustellen.

« Bei der Zuweisung zum ,,Kompetenzzentrum Begutachtung* der PVA ist mit dem Datum
des Untersuchungstermins der Statuswechsel auf AG durchzufiihren, die Grundleistung
ist dabei nicht einzustellen.

« Die PVA darf den Untersuchungstermin aus eigenem Ermessen um maximal 5
Arbeitstage verschieben. Der Statusbeginn AG ist in einem solchen Fall nicht
nachtrédglich zu verdndern, sondern mit dem urspriinglichen Datum zu belassen.

«  Die Uberpriifung der Arbeitsfihigkeit von Personen, die sich auf Veranlassung der Be-
zirksverwaltungsbehorden wegen der Sozialhilfe beim AMS vormerken lassen, ist -
sofern diese bisher nicht beim AMS vorgemerkt waren - durch die
Bezirksverwaltungsbehorden zu veranlassen. Lediglich in jenen Fillen, in denen die
Gutachten dem AMS nicht schliissig erscheinen, ist fiir diese Personen eine Begutachtung
durch das ,,Kompetenzzentrum Begutachtung® moglich. Generell gilt, dass fiir Personen,
die bereits ldnger arbeitslos vorgemerkt sind, das AMS die Untersuchung durch das
»Kompetenzzentrum Begutachtung* veranlasst.

1 In Falle einer Schulung mit SC-Status ist eine Umstellung auf Status AG nicht moglich.
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Gibt es Griinde, weshalb das Gutachten nicht innerhalb von 3 Monaten vorliegt, ist der
Status AG beizubehalten. Der Status ist bei Leistungsbezieher innen daher nicht in jedem
Fall ab dem 93. Leistungstag (bei Nicht-Leistungsbezieher innen ab einem Zeitraum von
93 Vormerktagen) umzustellen. Mit Kund innen, deren Arbeitsfdhigkeit nach Ablauf der
3 Monate noch nicht geklért ist, hat — sofern die Griinde dafiir nicht bereits mit der PVA
geklart werden konnten — innerhalb von 2 Wochen eine Kontaktaufnahme zu erfolgen,
um allenfalls den AG Zeitraum beizubehalten.

Entstehen Fahrtkosten zur Begutachtungsstelle, sind diese im Rahmen des eigenen
Wirkungsbereiches auszuzahlen.

.3 Untersuchungstermin versaumt

Wird der Untersuchungstermin nicht eingehalten (Riickmeldung durch die PVA via
REHAnet), ist die Leistung mit dem geplanten Untersuchungstermin vorsorglich mit
Code ,,X“ einzustellen. Die Abkldrung mit dem der Kund in hat unverziiglich zu
erfolgen. Die Vormerkung unter Status ,,AG* bleibt aufrecht (keine Ruhendstellung).

Das AMS klart mittels Applikationsniederschrift § 8 Arbeitsfahigkeit, Dropdown
,Fernbleiben vom Untersuchungstermin mit [ohne] Leistungsbezug“ ab, ob ein
triftiger Grund fiir das Fernbleiben vom Untersuchungstermin vorliegt. Auf die
Aufnahme einer Niederschrift kann nur dann verzichtet werden, wenn Unterlagen zur
Verfligung stehen, die den triftigen Grund belegen. Diese Unterlagen sind dem
Geschiéftsfall anzuhdngen.

Bei der PV A ist unverziiglich ein neuer Untersuchungstermin im REHAnet zu buchen
und dem_der Kund in ein Ausdruck des Untersuchungsauftrages auszufolgen bzw.
nachweislich zu ibermitteln.

Liegt ein triftiger Grund analog der ,,BRL Kontrollmeldungen* vor, ist die Einstellung
der Leistung wieder aufzuheben.

Liegt kein triftiger Grund vor, gebiihrt flir die Dauer der Weigerung bis zum neuen (und
eingehaltenen) Untersuchungstermin keine Leistung. Fiir den Zeitraum der Weigerung ist
ein Bescheid gem. § 8/2 AIVG zu erstellen. Die Vormerkung unter Status AG bleibt
aufrecht. Bis zur Einhaltung dieses neuen Kontaktes bleibt die Leistung eingestellt.

Bei Nichtleistungsbezieher_innen ist anstelle der Bezugseinstellung das freie Schreiben
»Abmeldeverstindigung aus Vormerkung® zu veranlassen. Sollte der die Kund in mit
dem AMS innerhalb der vorgegebenen Frist nicht Kontakt aufgenommen haben, ist die
Vormerkung mit dem Datum der Untersuchung zu beenden. Bei (spéiterer)
Kontaktaufnahme ist gegebenenfalls der PST mit Status AG zu reaktivieren. Liegt kein
nachweislicher Nachsichtsgrund vor, ist mittels Applikationsniederschrift § 8
Arbeitsfahigkeit, Dropdown ,Fernbleiben vom  Untersuchungstermin  ohne
Leistungsbezug®* abzukldren, ob ein triftiger Grund fiir das Fernbleiben vom
Untersuchungstermin vorlag. Es ist ein neuer Untersuchungstermin iiber das REHAnet zu
buchen und der Untersuchungsauftrag auszufolgen bzw. nachweislich zu tibermitteln.

Im Zuge der Ermittlung ist der die Kund in dariiber zu informieren und in der
Niederschrift zu dokumentieren, dass bei wiederholtem Terminversdumnis ohne triftigem
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Grund, die Vormerkung (ohne Abmeldeschreiben!) beendet wird, da die Arbeitsfihigkeit
nicht gepriift werden kann.

Bei Bezieher_innen von Sozialhilfe ist zudem die Bezirksverwaltungsbehdrde iiber das
Versdaumnis zu informieren (PST-Text, ,,BMS§49“ mit dem Hinweis ,,Untersuch-
ungstermin zur Abkldrung der Arbeitsfiahigkeit § 8 AIVG nicht eingehalten®).

« Bei Personen mit einer Erwachsenenvertretung, die sich auf die Vertretung vor
Behorden bezieht, ist bei Terminversdumnis gleichermallen die Leistung mit dem
geplanten Untersuchungstermin  vorsorglich mit Code ,X* einzustellen; die
Erwachsenenvertretung  erhédlt  automatisiert das  gleiche  Schreiben.  Das
Ermittlungsverfahren ist mit dem der Kund in durchzufiihren. Erfolgt dies nicht im
Beisein der Erwachsenenvertretung ist die Erwachsenenvertretung zur Stellungnahme
(schriftlich, ggf. telefonisch) aufzufordern.

Ein neuer Untersuchungstermin ist zu buchen und dem_der Kund in ein Ausdruck des
Untersuchungsauftrages auszufolgen bzw. nachweislich zu {bermitteln. Die
Erwachsenenvertretung ist ebenfalls dariiber zu informieren.

6.2 Das Gutachten des Kompetenzzentrums der PVA in der
Beurteilung der Arbeitsfahigkeit

Das Gutachten der PVA besteht aus zwei Teilen:
e der cheférztlichen Stellungnahme, welche fiir PV-Leistungen maf3geblich ist und
e das eigentlich medizinische Gutachten.

Die chefirztliche Stellungnahme fokussiert dabei darauf, ob Leistungen aus der
Pensionsversicherung ~ moglich  sind, welche die Erfillung der Wartezeit
(Mindestversicherungszeiten bzw. Mindestbeitragszeiten in der Pensionsversicherung) als
Voraussetzung hat. Die cheférztliche Stellungnahme fiihrt in Worten aus, ob Arbeitsfiahigkeit
vorliegt oder nicht, d.h. ob das Gesamtleistungskalkiil fiir Tétigkeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt oder in einem (an-)gelernten Beruf bzw. in der ausgeiibten Tétigkeit (ASVG
gem. § 255/1/3/4) ausreicht oder eben nicht ausreicht.

Das medizinische (Gesamt-) Gutachten hingegen gibt an, ob geregelte Tatigkeiten zumutbar
(bzw. nicht zumutbar) sind, also ein Fahigkeitsprofil vollschichtig? vorliegt oder nicht.
Diesbeziiglich wird im Gesamtleistungskalkiil nur angekreuzt, ob ein Fahigkeitsprofil
vollschichtig vorliegt oder ob ggf. geregelte Tatigkeiten nicht zumutbar sind. Gelegentlich
wird auch nur das Leistungskalkiil insgesamt durchgestrichen, was dem gleichzusetzen ist,
dass geregelte Tatigkeiten nicht zumutbar sind.

Das AMS hat seiner Titigkeit zwar die Bescheide bzw. die Gutachten der
Pensionsversicherung zu Grunde zu legen, hat jedoch als Behorde eigenstindig zu
entscheiden.

2 Vollschichtig heiBt in Vollzeit.
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6.2.1 Gutachten liegt vor — Wartezeit (voraussichtlich) erfilit

Ist die Wartezeit (voraussichtlich) erfiillt, dann ist die chefiarztliche Stellungnahme als
Entscheidungsgrundlage heranzuziehen. D.h. in diesen Féllen wird iiber einen moglichen
Zugang zu pensionsrechtlichen Leistungen aus dem Titel der Arbeitsunfihigkeit bzw. der
verminderten Arbeitsfahigkeit abgesprochen. Im Rahmen der Pensionsantragsstellung wird
dann ggf. entschieden welche PVA-Leistung zuerkannt wird: medizinische bzw. berufliche
Rehabilitation oder eine befristete/unbefristete I/BU-Pension.

Das AMS hat zunichst davon auszugehen, dass jede r ALV-Leistungsbezieher in die
Wartezeit erfiillt; ein grober Abgleich mit dem Versicherungsverlauf ist dafiir ausreichend
(siehe Erlduterungen Punkt 9.1).

Ausgenommen sind jene Personen im ALV-Leistungsbezug,

e Dbei denen laut cheférztlicher Stellungnahme die Arbeitsunfahigkeit bereits bei Eintritt ins
Erwerbsleben vorgelegen hat (,,originiire Behinderung*“ gem. § 255/7 ASVGQG) und die
hier erforderlichen 120 Beitragsmonate flir die Gewidhrung einer PV-Pensionsleistung
noch nicht erreicht wurden. In der chefarztlichen Stellungnahme der PVA ist die Priifung
der Wartezeit, ob Anspruch auf BU/I-Pension besteht, explizit ausgewiesen und muss
nicht vom AMS vorgenommen werden.

e bei denen das AMS von der PVA bereits iiber die Nichterfiillung der Wartezeit in
Verbindung mit der Priifung der Anspruchsvoraussetzung der Alterspension oder ggf. im
Zuge eines Pensionsverfahrens oder einer sonstigen AMS-Anfrage informiert wurde.

6.2.2 Gutachten liegt vor — Wartezeit nicht erfillt

Ist die Wartezeit nicht erfiillt, d.h. es ist keine PVA-Leistung zu erwarten, dann ist
zusdtzlich zur cheférztlichen Stellungnahme das medizinische Gutachten als mafigebliche
Entscheidungsgrundlage heranzuziehen.

Davon ausschlieBSlich betroffen sind Personen ohne ausreichende Beitragsmonate (origindre
Behinderung) bzw. Personen, bei welchen mangels Wartezeit (z.B. dltere Personen mit
wenigen Versicherungsmonaten) kein Anspruch auf Leistungen der PVA besteht.

In diesen Féllen wird nicht {iber eine PVA-Leistung abgesprochen, sondern gem. § 8 AIVG
iiber den Erhalt und Nicht-Erhalt einer ALV-Leistung bzw. iiber den Zugang zu AMS
Dienstleistungen und Forderungen. Laut hdchstgerichtlichen Entscheidungen hat das AMS
sich in seiner Entscheidung maBigeblich auf das medizinische (Gesamt-) Gutachten zu stiitzen,
da die chefarztliche Stellungnahme nicht als medizinisches Gutachten zu werten ist.

Stimmen medizinisches Gutachten und chefirztliche Stellungnahme iiberein, dann ist das
medizinische Gutachten als ausreichend abgesichert zu bewerten — auch deshalb, weil bei
Arbeitsunfihigkeit im Falle eines Leistungsbezuges die Kund innen ein Rechtsmittel haben.
Im Falle von Kund_innen ohne Leistungsbezug kann, sofern sie einen substantiellen Einwand
gegen die in der Untersuchung festgestellte Arbeitsunfahigkeit vorbringen, im Einzelfall eine
Zweitbegutachtung wie bei widerspriichlichen Gutachten veranlasst werden.

Eine besondere Situation entsteht, wenn zwischen chefirztlicher Stellungnahme und
medizinischem Gesamtgutachten ein Widerspruch besteht - dann ist das insbesondere als
Anlass zu nehmen, das medizinische Gutachten auf Schliissigkeit zu priifen. In diesem Fall
liegt ein ,,widerspriichliches Gutachten* vor (sieche Kapitel 6.2.2.1).
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6.2.2.1 Prufung von widerspruchlichen Gutachten — Veranlassung einer
Zweitbequtachtung?

Um bei widerspriichlichen Gutachten eine einwandfreie Entscheidungsgrundlage
herzustellen, hat das AMS das medizinische Gutachten auf Schliissigkeit zu priifen. Kann auf
Basis der im medizinischen Gutachten (Leistungskalkiil) dargestellten Fahigkeiten
ausreichend belegt werden, dass der die Kund in imstande ist, den Anforderungen einer
(Hilfs-) Tétigkeit am allgemeinen Arbeitsmarkt zu geniigen oder nicht zu geniigen, d.h. ob die
physisch/psychischen Fihigkeiten fiir den Bereich des Berufswunsches (BW1/2) ausreichen
oder nicht ausreichen??

Kann dies bejaht werden, dann ist das vorliegende medizinische Gutachten der PVA als
Entscheidungsgrundlage fiir das AMS ausreichend. Dies kann insbesondere bei
Arbeitsunfahigkeit angenommen werden, wenn im Falle eines Leistungsbezuges die
Kund innen ein Rechtsmittel haben oder ohne Leistungsbezug, sofern die Kund innen
keinen substantiellen Einwand gegen die in der Untersuchung festgestellte Arbeitsunfahigkeit
vorbringen.

Finden sich im medizinischen Gutachten der PVA logische Widerspriiche oder wesentliche
Liicken (wurden etwa relevante Befunde nicht beriicksichtigt), sodass sich nicht ausreichend
belegen ldsst, ob die Fihigkeiten (It. Leistungskalkiil) in dem Malle vorliegen, um den
Anforderungen einer (Hilfs-) Tétigkeit am allgemeinen Arbeitsmarkt bzw. des
Berufswunsches (BW1/2) geniigen, dann ist die Entscheidungsgrundlage entsprechend zu
erginzen.

In einem 1. Schritt ist nach Moglichkeit mit der PVA zur weiteren Klarung Kontakt
aufzunehmen. Entweder handelt sich um einen neuen Sachverhalt und die PVA

e st bereit diesen aufzugreifen und einer neuen Uberpriifung zu unterzichen (ggf. das
Gutachten zu dndern) oder

e kann ausreichend erkliren, dass dieser Sachverhalt von dem_der begutachenden Arzt in
bereits beriicksichtigt wurde oder

e crachtet den neuen Sachverhalt als nicht ausreichend, um ein gegenteiliges Ergebnis zu
erhalten.

Eine zweite Begutachtung wird dann notwendig sein, wenn aufgrund des medizinischen
Gutachtens fiir das AMS nicht beurteilbar ist, ob der die Kund in imstande ist, den
Anforderungen einer (Hilfs-) Tétigkeit am allgemeinen Arbeitsmarkt zu geniigen, d.h. ob die
physisch/psychischen Fahigkeiten fiir den Bereich des Berufswunsches (BW1) ausreichen.

Das Ergebnis der Uberpriifung der Schliissigkeit des Gutachtens ist im Erledigungsvermerk
zu dokumentieren.

6.2.2.2 Beauftragung einer Zweitbegutachtung

Das Zweitgutachten ist von solchen (Fach-)drzt innen bzw. drztlichen Einrichtungen
einzuholen, die unter Beriicksichtigung des Erstgutachtens der PVA geeignet sind, die offenen
Fragen zu beantworten (z.B.: ein psychiatrisches Gutachten).

Die Abkliarung der Arbeitsfahigkeit gem. § 8 AIVG gehort zum eigenen Wirkungsbereich, ist
deshalb aus den Priliminarien zu finanzieren.

3 Siehe Erlduterungen 9.2.
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Die Fragestellung an die zweite Begutachtung ist so zu gestalten, dass damit eine eindeutige

Entscheidungsgrundlage unter Beriicksichtigung des ersten Gutachtens geschaffen wird:

e Unter Bezugnahme auf das Erstgutachten sind die offen gebliebenen Fragen im Hinblick
auf die gesundheitlichen Voraussetzungen (i.S. des Leistungskalkiils) und den davon
abgeleiteten beruflichen Moglichkeiten (z.B. Hilfsberufe) zu formulieren, insofern sie
vom Erstgutachten nur unvollstindig oder widerspriichlich beantwortet werden.

e Es sind sowohl die (zusitzlich) beriicksichtigten medizinischen Fakten als auch deren
Bewertung in Bezug auf den/die mdoglichen Berufsbereich/e explizit darzulegen — im
Hinblick auf die Arbeitstdhigkeit gem. § 255 ASVG.

e Es ist explizit darzulegen, ob und warum das Erstgutachten durch die Ergebnisse der
neuerlichen Untersuchung entweder bekréftigt oder im Gegenteil entkriiftet wird.

Ist eine zweite Begutachtung gem. § 8 AIVG erforderlich, dann ist der die Kund in
umgehend zur Aufnahme einer neuerlichen Niederschrift gem. § 8 AIVG mit der neuen
Begutachtungsstelle, d.h. geeigneten (Fach-)drzt innen bzw. geeigneten é&rztlichen
Einrichtungen, einzuladen. Das Ergebnis des zweiten Gutachtens ist fiir die Entscheidung,
ob Arbeitsfihigkeit vorliegt oder nicht, da es das speziellere darstellt, ma3geblich.

6.2.3 Zur Kenntnis bringen des Ergebnis der Begutachtung

Auf Grundlage des eingelangten Gutachtens der PVA bzw. des Zweitgutachtens ist der die
Kund in {iber das Untersuchungsergebnis zur Abklarung der Arbeitsfahigkeit zu informieren.
Dem der Kund in schnellstmoglich, jedoch spétestens innerhalb von 2 Wochen ein
personlicher Termin vorzuschreiben. Dabei ist der die Kund in nachweislich iiber das
Ergebnis der Untersuchung zu informieren. Bei Bedarf ist ein Kontrollmeldetermin
vorzuschreiben.

Auf Wunsch folgt das AMS dem_der Kund in eine Kopie des érztlichen Gutachtens aus. Das
Gutachten kann nur personlich ausgefolgt oder per eAMS-Konto bzw. postalisch per RSa
{ibermittelt werden. Eine Ubermittlung des Gutachtens per E-Mail ist nicht zulissig.

6.2.3.1 Ergebnis der Begutachtung: Arbeitsfahigkeit

e Das AMS muss die Kund innen nachweislich dariiber informieren (mit der
Applikationsniederschrift ,,Ergebnis Gutachten“ [Dropdown, arbeitsfihig]), dass die
gesundheitlichen Einschrankungen bei der Vermittlung beriicksichtigt werden.

e Der Status AG ist mit dem Datum, an welchem dem der Kund in das Gutachten zur
Kenntnis gebracht wird, auf Status AL umzustellen. Besteht der die Kund in weiterhin
darauf nicht arbeitsfdhig zu sein, obwohl das AMS bei der Vermittlung die
gesundheitlichen Einschrinkungen beriicksichtigt, ist dies festzuhalten und die
Vormerkung und der Leistungsbezug mangels Arbeitswilligkeit mit dem Tag der
Information an den_die Kund in bescheidmiflig (TNB 051 bzw. 251) zu beenden.

e Stellt der die Kund in trotzdem einen Pensionsantrag, um den Rechtsweg beschreiten zu
konnen, erklirt sich jedoch bereit, Stellen anzunehmen, ist die Person weiterhin im
Leistungsbezug (Grundleistung) und in der Vormerkung des AMS zu belassen und zu
betreuen. Der die Kund in ist iiber die Meldeverpflichtung zum Pensionsverfahren zu
informieren. Die Antragstellung ist zu dokumentieren (Anlage Objekt Pensionsvorschuss)
und ein Ersatzanspruch (mittels FOA23) ist an den Pensionsversicherungstriger zu
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tibermitteln. Der PST-Status ist auf AL zu belassen, da bereits das Gutachten mit Ergebnis
Arbeitsfahigkeit vorliegt (siche § 8/4 AIVG).

e In der Beratung der Kund innen sind Unterstiitzungsangebote (fit2work, BBEs, BBRZ,
usw.) und Forderungen (EB, AT, KOMBILOHN) im Sinne der (freiwilligen)
Rehabilitation bzw. beruflichen Integration einzubeziehen bzw. ist die PST-
Dokumentation (A-Begiinstigung u.a.) entsprechend anzupassen.

6.2.3.2 Ergebnis der Begutachtung: Arbeitsunfahigkeit bei Erfullung der
Wartezeit

Die Wartezeit wird (voraussichtlich) erfiillt, sodass bei Beantragung der BU/I-Pension mit
einer entsprechenden PV-Leistung, sei es eine MaBnahme der medizinischen/beruflichen
Rehabilitation oder eine (un-)befristete BU/I-Pension, zu rechnen ist. Folgende
Veranlassungen sind zu treffen:

e Der PST ist ruhend zu stellen und die Leistung ist (vorldufig) einzustellen mit dem
Datum, an welchem dem der Kund in das Gutachten mit der Applikationsniederschrift
»Ergebnis Gutachten* (Dropdown nicht arbeitsfihig) zur Kenntnis gebracht wurde.

e Die Person ist dariiber aufzuklédren, dass ein Pensionsantrag zu stellen ist und dass der
erste Untersuchungstermin zur Festlegung des Pensionsstichtages herangezogen wird,
sofern die Pensionsbeantragung innerhalb von 2 Monaten nach dem letzten
Untersuchungstermin erfolgt. Liegt im Einzelfall eine verspitete Ubermittlung des
Gutachtens seitens der PVA vor, kommt eine Hartefallregelung zur Anwendung, wonach
der Pensionsstichtag erhalten bleibt, wenn der die Kund in innerhalb von 6 Wochen ab
Gutachteneingang beim AMS die Pension beantragt.

e Bei Vorlage der Bestdtigung der Pensionsantragsstellung ist die Leistung gem. § 23 AIVG
als Pensionsvorschuss liickenlos zu gewédhren, wenn die Pensionsantragstellung
fristgerecht erfolgte. Unabhédngig davon, zu welchem Zeitpunkt der die Kund in das
AMS dariiber informiert.

e Der PST ist dementsprechend ohne Unterbrechung mit Status AG zu reaktivieren.

e Mit dem der Kund in ist die Applikationsniederschrift gem. § 23 AIVG, Dropdown
,Beantragung einer Pension* aufzunehmen.

e Ab dem Pensionsstichtag ist ein Ersatzanspruch an den PV-Triager (mittels FOA23)
geltend zu machen.

6.2.3.3 Ergebnis der Beqgutachtung: Arbeitsunfahigkeit ohne Erfullung der
Wartezeit

Da die Wartezeit nicht erfiillt wird, ist auch keine Leistung des PV-Triagers mdglich; seitens
des AMS kann mangels Arbeitsfdhigkeit keine Leistung und keine Vormerkung mehr gewéhrt
werden.

e Der PST ist ruhend zu stellen und bei Leistungsbezieher innen ist die Leistung
bescheidmiBig einzustellen mit dem Datum, an welchem dem_der Kund_in das Gutachten
mit der Applikationsniederschrift , Ergebnis Gutachten“ (Dropdown nicht
arbeitsfdahig), Auswahlmenii ,,Beendigung der Vormerkung* zur Kenntnis gebracht wurde.
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e Uber die Moglichkeit der Inanspruchnahme der Sozialhilfe bzw. ALV-
Leistungsbezieher innen sind iiber die Moglichkeit der Beschwerde zu informieren.

6.2.3.4 Sonderfall: Nicht-Erfullung der Wartezeit wird erst im Zuge der
Pensionsantragsstellung festgestellt

Wenn sich erst im Anschluss an die § 8 AIVG Begutachtung bei der Pensionsantragsstellung
auf I-/BU-Pension herausstellt, dass die Wartezeit doch nicht erfiillt wird, also keine
Leistung aus der Pensionsversicherung moglich ist, dann ist eine neuerliche Bewertung des
Gutachtens der PVA erforderlich, die Pensionsvorschussleistung ist mit dem Tag an dem das
AMS Kenntnis von der PVA-Entscheidung erlangt, einzustellen.

Ubereinstimmend Arbeitsunfihigkeit
Wurde im medizinischem Gutachten und in der chefarztlichen Stellungnahme gleichermal3en
die Arbeitsunfdhigkeit festgestellt, dann ist

e der die Kund in iiber den neuen Sachverhalt und die Rechtsfolgen schnellstmdglich
(telefonisch bzw. elektronisch) zu informieren.

e der dem Kund in umgehend ein Einstellungsbescheid mit Datum der Kenntnis der
PV A-Entscheidung zu tibermitteln. Der PST ist mit diesem Datum ruhend zu stellen und
der Pensionsvorschuss ist in Grundleistung (A1G/NH) umzuwandeln.

e iiber die Mdglichkeit einer Beschwerde bzw. der Inanspruchnahme der Sozialhilfe ist zu
informieren

Medizinisches Gutachten und chefirztliche Stellungnahme sind widerspriichlich

Wurde bei der § 8 AIVG Untersuchung entgegen der chefdrztlichen Stellungnahme im

medizinischen Gutachten sehr wohl Arbeitsfihigkeit festgestellt, dann ist

e der Pensionsvorschuss auf Grundleistung umzustellen und die Leistung weiter
anzuweisen. Der PST bleibt auf Status AG.

e wie unter 6.2.2.1 ausgefiihrt, die Schliissigkeit des medizinischen Gutachtens zu priifen.
Sobald entschieden werden kann, ob es notwendig ist ein Zweitgutachten einzuholen, ist
der die Kund _in einzuladen.

e Ist das Ergebnis der Uberpriifung, dass die Arbeitsfihigkeit fiir den gewihlten
Berufsbereich durch das medizinische Gesamtgutachten ausreichend belegt ist, liegt
Arbeitsfahigkeit vor. Dies ist dem_der Kund in mit dem Gutachten in einer neuerlichen
Applikationsniederschrift ,,Ergebnis Gutachten* (Dropdown arbeitsfdhig) zur
Kenntnis zu bringen (siehe 6.2.3.1).

o Ist eine zweite Begutachtung (siche: 6.2.2.2 ) gem. § 8 AIVG zu veranlassen, dann ist mit
dem der Kund in eine neuerliche Niederschrift gem. § 8 AIVG mit der neuen
Begutachtungsstelle, d.h. geeigneten (Fach-)irzt innen bzw. geeigneten &rztlichen
Einrichtungen, aufzunehmen. Dieses zweite Gutachten ist fiir die Entscheidung, ob
Arbeitsfahigkeit vorliegt oder nicht, da es das speziellere darstellt, mafgeblich. Je nach
Ergebnis ergibt sich die weitere Vorgangsweise, d.i. bei Arbeitsfahigkeit 6.2.3.1 (ohne
Pensionsantragsstellung — als mogliches Rechtsmittel) und bei Arbeitsunfihigkeit 6.2.3.3.
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6.2.4 Beschwerde gegen einen Ablehnungs- oder Einstellungsbescheid
mangels Arbeitsfahigkeit — Beauftragung einer Zweitbegutachtung

Im Regelfall ist die Entscheidung in der Beschwerdesache selbst dem Gericht iiberlassen,
ohne einer zweiten Begutachtung seitens des AMS. In jeweils eigenen Bescheiden ist der
Beschwerde nicht stattzugeben und eine aufschiebende Wirkung auszuschlieB3en.

In zwei Konstellationen ist im Zuge einer Beschwerde gegen einen Ablehnungs- oder
Einstellungsbescheid mangels Arbeitsfahigkeit eine Zweitbegutachtung zu priifen und ggf. zu
veranlassen:

(1) wenn im Zuge der Beschwerde der die Kund in neue Tatsachen vorbringt — etwa ein
eigenes drztliches Gutachten — das in der Begutachtung nicht beriicksichtigt wurde,
welche geeignet sind, das Ergebnis der Begutachtung It. medizinischem Gutachten (der
PVA) in Frage zu stellen.

(2) wenn erst im Zuge einer Beschwerde gegen den Ablehnungs- bzw. Einstellungsbescheid
mangels Arbeitsfahigkeit festgestellt wird, dass entgegen der cheférztlichen
Stellungnahme im medizinischen Gutachten doch Arbeitsfihigkeit festgestellt wurde.*

In diesen Fiéllen ist analog wie oben unter 6.2.2.1 ausgefiihrt wurde vorzugehen.

Kann durch bereits vorliegende medizinische Gesamtgutachten die Arbeitsfahigkeit fiir den

angestrebten Berufsbereich ausreichend belegt werden, dann ist die Person arbeitsfihig und

der Beschwerde ist somit stattzugeben.

Wird hingegen das Gesamtgutachten der PVA fiir die Bewertung der Arbeitsfahigkeit fiir

nicht ausreichend erachtet und bleiben die Zweifel an der Arbeitsfahigkeit weiterhin bestehen,

dann ist die 10 Wochenfrist zur Beschwerdevorentscheidung mdoglichst zu nutzen, um eine
inhaltliche Entscheidung herbeizufiihren. Dazu ist wie folgt vorzugehen:

« Eine Zweitbegutachtung gem. § 8 AIVG (siehe 6.2.2.2) ist zu beauftragen. Auf Grundlage
des (maBgeblichen) Zweitgutachtens ist die Entscheidung zu treffen.

. Erfolgt dies innerhalb der Beschwerdevorentscheidungsfrist ist bei Feststellung der
Arbeitsfihigkeit der Beschwerde stattzugeben. Bei Arbeitsunfihigkeit ist in jeweils
eigenen Bescheiden der Beschwerde nicht stattzugeben und ecine aufschiebende
Wirkung auszuschlielen. Die Beschwerdesache ist an das BVwG weiterzuleiten.

o Ist eine Entscheidung innerhalb der Beschwerdevorentscheidungsfrist nicht
moglich, dann ist dic Beschwerdesache ohne aufschiebende Wirkung an das BVwG
weiterzuleiten. Der Die Kund in ist ggf. noch einmal auf die Sozialhilfe hinzuweisen.

4 Der Widerspruch zwischen medizinischem Gutachten und chefirztlicher Stellungnahme wurde zuvor {ibersehen.
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6.3 I-/BU-Pensionsantragsstellung durch Kund_in zur
Abklarung der Arbeitsfahigkeit

«  Wird dem AMS bekannt, dass ein_e Kund in einen Pensionsantrag gestellt hat, ist dies
zu dokumentieren und so zu behandeln, als wire die Untersuchung vom AMS angeordnet
worden. Auch in diesem Fall ist der die Kund in iiber die Rechtsfolgen bei
Nichteinhaltung des Untersuchungstermins nachweislich zu informieren. Dazu wird mit
dem der Kund in eine Applikationsniederschrift gem. § 23 AIVG, Dropdown
»Beantragung einer Pension* aufgenommen.

Im Falle einer aktuellen Fordervereinbarung bzw. Mafinahmenteilnahme ist auf eine
einvernehmliche Beendigung der Fordervereinbarung bzw. MalBnahmenteilnahme
hinzuwirken. Sollte dies nicht moglich sein, kann im Einzelfall eine Beendigung
spatestens mit Vorliegen der Kenntnis der Arbeitsunfihigkeit angestrebt werdens. Die
getroffene Vereinbarung ist als freier Text in der Niederschrift festzuhalten.

« Jugendliche und junge Erwachsene <25 Jahren konnen selbst einen Pensionsantrag
stellen. Das Ergebnis des Gutachtens ist dann fiir das AMS bindend.

o Ein Statuswechsel auf AG ist mit dem Datum der Antragsstellung auf I-/BU-Pension
durchzufiihren.

« Gibt es Griinde, weshalb der Bescheid nicht innerhalb von 3 Monaten vorliegt, ist der
Status AG beizubehalten. Der Status ist bei Leistungsbezieher innen daher nicht in jedem
Fall ab dem 93. Leistungstag (bei Nicht-Leistungsbezieher innen ab einem Zeitraum von
93 Vormerktagen) umzustellen. Mit Kund innen, deren Arbeitsfahigkeit nach Ablauf der
3 Monate noch nicht geklért ist, hat — sofern die Griinde dafiir nicht bereits mit dem PV-
Trager gekliart werden konnten — innerhalb von 2 Wochen eine Kontaktaufnahme zu
erfolgen, um allenfalls den AG Zeitraum zu verldngern.

o Ab dem Pensionsstichtag ist ein Ersatzanspruch an den PV-Triger (mittels FOA23)
geltend zu machen.

o Ist die Wartezeit nicht erfiillt, wird von der Pensionsversicherung automatisch die
Begutachtung zur Feststellung der Arbeitsfahigkeit durchgefiihrt. Damit ist als Grundlage
fiir die Entscheidung des AMS wiederum das medizinische Gutachten heranzuziehen
und wie unter 6.2.2 vorzugehen. Sollte das medizinische Gutachten nicht vorliegen, ist
dieses von der PVA anzufordern.

« Kann aber nicht festgestellt werden, ob die Wartezeit erfiillt ist, weil z.B. das
zwischenstaatliche Verfahren bei der PVA zur Kldrung von im Ausland erworbenen
Versicherungszeiten noch nicht abgeschlossen ist, gebiihrt — unbeschadet der offenen
Frage zur Erfiillung der Wartezeit — das Arbeitslosengeld bzw. die Notstandshilfe, auch
wenn Arbeitsunfahigkeit festgestellt wurde.

o Personen, die einen I/BU-Pensionsantrag gestellt und das Krankengeld ausbezogen
haben (,,Ausgesteuerte)
o und noch in einem aufrechten Dienstverhiltnis stehen, ist der Pensionsvorschuss,
wenn die Pensionsbeantragung im Monat vor bzw. am 1. des Monats der
Geltendmachung erfolgt ist, ab dem Tag der Geltendmachung zu gewéhren. In allen
anderen Fillen gebiihrt der Pensionsvorschuss ab Monatsersten des Folgemonats nach der

5 In Falle einer Schulung mit SC-Status ist eine Umstellung auf Status AG nicht mdglich.
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Pensionsbeantragung. Der PST bleibt ruhend gestellt. Wird der Pensionsantrag
bescheidmiBig abgelehnt, sind die Kund innen dariiber zu informieren, dass beim
Krankenversicherungstriger ein ,,Sonderkrankengeld gem. § 139/2a ASVG fiir die
Dauer eines Klagsverfahrens und weiterhin gegebener Arbeitsunfahigkeit wegen
Krankheit beantragt werden kann. Der Pensionsvorschuss ist mit dem Datum der
Erstellung des Gutachtens einzustellen. Liegt das Erstellungsdatum des Gutachtens in
einem bereits liquidierten Monat, so wird der Pensionsvorschuss mit dem 1. des noch
nicht liquidierten Monats eingestellt. Siche VWGH Erkenntnis Ra 2016/08/0039 RIS -
Rechtssdtze und Entscheidungstext fiir Ra 2016/08/0039 - Verwaltungsgerichtshof
(VwGH) (bka.gv.at). Nachdem die Klagsfrist verstrichen ist und keine Klage eingebracht
wurde, ist der gesamte Zeitraum des Pensionsvorschusses als Forderung abzuschreiben.

. und arbeitslos sind, erhalten die Grundleistung weiter bzw. ab dem Tag der
Geltendmachung. Ist die Person in einer Heil- oder Pflegeanstalt untergebracht, erhalt
diese fiir die Dauer dieser Unterbringung einen Pensionsvorschuss. Nach Beendigung
des Aufenthalts in der Heil- oder Pflegeanstalt bis zum Vorliegen des Gutachtens iiber die
Arbeitsfahigkeit, ist wiederum auf die Grundleistung umzustellen.

6.3.1 Ergebnis des I-/BU Pensionsverfahrens: Arbeitsfihigkeit

6.3.1.1 Ergebnis des |I-/BU Pensionsverfahren: arbeitsfahig

o Mit dem_der Kund in ist spétestens binnen 2 Wochen nach Einlangen des Bescheides
des Pensionsversicherungstragers zur Klarung der weiteren Betreuung ein personlicher
Kontakt zu vereinbaren.

o Der PST ist mit dem Datum, an dem das Ergebnis dem der Kund in zur Kenntnis
gebracht wird, von AG auf AL umzustellen. Mit dem der Kund in wird eine
Applikationsniederschrift gem. § 23 AIVG, ,,Ablehnung des Pensionsantrages* erstellt.

« Das AMS muss dariiber informieren, dass die gesundheitlichen Einschrankungen bei der
Vermittlung berticksichtigt werden.

o Besteht der die Kund in weiterhin darauf nicht arbeitsfahig zu sein, ist die Vormerkung
zu beenden und der Leistungsbezug mangels Arbeitswilligkeit ab dem Tag, an dem
der die Kund_in dariiber informiert wurde, mittels Bescheid einzustellen.

« Mochte der die Kund in den Rechtsweg gegen den  Bescheid des
Pensionsversicherungstrigers beschreiten, erklart sich jedoch bereit Stellen anzunehmen,
ist die Person weiterhin im Leistungsbezug (Grundleistung) und in der Vormerkung
(Status AL) des AMS zu belassen und zu betreuen.

6.3.1.2 Ergebnis des I-/BU Pensionsverfahren: arbeitsfahig bei drohender
Invaliditat/Berufsunfahigkeit und Zuerkennung von MalRnahmen der
beruflichen Rehabilitation (Umschulungsgeld)

Betrifft alle Geburtsjahrginge ab dem 1.1.1964. Der Bescheid beinhaltet die Zuerkennung
von MaBnahmen der beruflichen Rehabilitation (mit Umschulungsgeld) bei Vorliegen
einer drohenden Invaliditit/Berufsunfihigkeit:

- Der Leistungsbezug gebiihrt weiter (da nicht invalid). Der die Kund in hat die
Wahlmoglichkeit zwischen  beruflicher Rehabilitation mit Beantragung des
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Umschulungsgeldes oder  Arbeitsuche mit AL-Vormerkung wund allfdlligem
Leistungsbezug.

Der die Kund in ist spitestens binnen 2 Wochen nach Einlangen des Bescheides
einzuladen, um die Entscheidung hinsichtlich beruflicher Rehabilitation mit
Umschulungsgeld oder Arbeitsuche zu treffen. Innerhalb von 12 Monaten ab
Bescheiddatum konnte der die Kund in jederzeit zwischen Umschulung und Arbeitsuche
wechseln; danach ist eine Abstimmung mit der Pensionsversicherung erforderlich.

Entscheidet sich der die Kund in fiir die berufliche Rehabilitation, ist sofort die
Antragstellung auf Umschulungsgeld einzuleiten. Die weitere Vorgangsweise ist identisch
mit der unter Pkt. 6.3.2.3. dargestellten beruflichen Rehabilitation bei Vorliegen von
Invaliditét.

Abweichend davon gibt es die Moglichkeit des Wechsels zwischen Arbeitsuche und
Umschulung. Bei jedem Wechsel ist jeweils ein neuer Antrag zu stellen.

Bei Abbruch der Umschulung durch den die Kund in ist in einer allgemeinen
Niederschrift festzuhalten, dass die Beendigung auf Wunsch des der Kund in erfolgt,
der die Kund in sich arbeitsfidhig und zur Vermittlung bereit erkldrt und iiber die
Moglichkeit eines Wiedereinstiegs in die Umschulung informiert wurde.

Wegen eines Abbruchs / Wechsels in AL-Vormerkung ist keine Sanktion gem. § 39b in
Verbindung mit § 10 AIVG anzuwenden (auch nicht bei einem Abbruch nach 12
Monaten).

Entscheidet sich der die Kund in fiir die Arbeitsuche, ist gleich vorzugehen wie bei der
Ablehnung des Pensionsantrages und Vorliegen der Arbeitsfahigkeit (siche 6.3.1.1).

In der Niederschrift § 23 (NS 23 mit Dropdown Auswahl , Ablehnung des Pen-
sionsantrages vom*) ist zusitzlich im freien Textfeld die Entscheidung des der Kund in,
derzeit keine berufliche Rehabilitation mit Umschulungsgeld absolvieren zu wollen und
dass seitens AMS tiiber die Moglichkeit eines spdteren Einstiegs informiert wurdes,
erginzend festzuhalten.

6 (Textvorschlag):

,Ich nehme die berufliche RehabilitationsmaBnahme mit Umschulungsgeld nicht in Anspruch. Uber die Mdglichkeit eines
spiteren Wechsels binnen 1 Jahres ab Datum des Bescheides wurde ich informiert. Danach ist eine neuerliche
Abstimmung mit der Pensionsversicherung erforderlich.
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6.3.2 Ergebnis des I-/BU Pensionsverfahrens: Arbeitsunfahigkeit
(Invaliditat)

6.3.2.1 Ergebnis des |I-/BU Pensionsverfahrens: dauerhafte oder befristete
I-/BU Pension

Der Bescheid beinhaltet die Zuerkennung einer dauerhaften oder befristeten (diese
Moglichkeit gibt es nur bei Personen welche vor dem 1.1.1964 geboren sind) I-/BU-Pension:

- Die Leistung ist riickwirkend ab dem Pensionsstichtag auf Pensionsvorschuss
umzuschreiben, um das Abrechnungsverfahren abwickeln zu kénnen.

- Der PST ist mit dem Einlangen des Bescheides ruhend zu stellen.

6.3.2.2 Ergebnis des I-/BU Pensionsverfahrens: Arbeitsunfahigkeit und
medizinische Rehabilitation mit Rehabilitationsgeld

Betrifft alle Geburtsjahrginge ab dem 1.1.1964. Der Bescheid beinhaltet -eine
(befristete/voriibergehende) Invaliditidt/Berufsunfahigkeit bei Zuerkennung von Maflnahmen
der medizinischen Rehabilitation zur Wiederherstellung der Arbeitsfahigkeit
(Rehabilitationsgeld):

- Ab dem Anfallstag des Rehabilitationsgeldes ist eine allenfalls vorhandene Grundleistung
riickwirkend auf Vorschuss Rehabilitationsgeld umzustellen. Das Abrechnungsverfahren
ist mit dem jeweiligen Krankenversicherungstriager (It Bescheid) durchzufiihren.

- Der PST ist mit Datum des Einlangens des Bescheides ruhend zu stellen.

- Bei Einlangen der Information der Gesundheitskasse iiber Hohe und Auszahlungsbeginn
des Rehabilitationsgeldes ist gegebenenfalls bei einem hoheren ALV-Leistungsbezug der
Vorschuss fiir noch nicht ausbezahlte Zeiten einzukiirzen.

- Ab Zuerkennung des Rehabilitationsgeldes konnen keine Forderungen (Betriebliche
Forderungen, Personenforderungen, Beratungsleistungen) mehr gewahrt werden.

- Wurde vor der riickwirkenden Zuerkennung des Rehabilitationsgeldes eine Forderver-
einbarung mit einem_einer Kund in abgeschlossen, so kann die vereinbarte Maflnahme,
wenn der die Kund in dies wiinscht, (weiter) besucht werden. Im Falle einer
betrieblichen Forderung handelt es sich allerdings um eine Forderung an einen Dritten,
welche, sofern die Forderbestimmungen (weiter im Dienstverhiltnis) eingehalten werden,
auslaufend zu gewéhren ist. Sollte nicht schon im Zuge der Kldrung der Arbeitsfahigkeit
gem. §§ 8, 23 AIVG die Beendigung einer Personenforderung oder einer
MaBnahmenteilnahme vereinbart worden sein, ist eine Forderungvereinbarung
(ausgenommen der Existenzsicherung), sofern ein e Kund in darauf besteht und die
Verpflichtungen erfiillt, fiir den genehmigten Forderzeitraum einzuhalten. Im Falle einer
Bildungsmafinahme mit Schulungsstatus ist die Unfallversicherung sicherzustellen (und
der PST ist auslaufend mit Status SC zu fiihren).

- Ein laufender Leistungsbezug (inklusiv Schulungsleistungen AD/ND/DLU und pau-
schaliertem Zusatzbetrag gem. § 20 Abs. 6 AIVQG) ist auf Vorschuss Rehabilitationsgeld
umzustellen mit dem ersten des Monats, mit dem das Rehabilitationsgeld laufend anfillt,
einzustellen (BVE Code ,,C* oder ,,VRZ*, wenn der Leistungsbezug nicht mehr laufend
ist).
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6.3.2.3 Ergebnis des |I-/BU Pensionsverfahrens (voraussichtlich) dauerhafte
Arbeitsunfahigkeit und berufliche Rehabilitation mit
Umschulungsgeld

Betrifft alle Geburtsjahrginge ab dem 1.1.1964. Der Bescheid beinhaltet die Zuerkennung
von MaBnahmen der beruflichen Rehabilitation (mit Umschulungsgeld) bei Vorliegen
einer dauerhaften Invaliditit/Berufsunfihigkeit:

- Die Vormerkung und der Leistungsbezug sind mit dem Datum des Bescheides des
Pensionsversicherungstragers zu beenden.

- Wird innerhalb von 4 Wochen nach dem Bescheiddatum ein Antrag auf
Umschulungsgeld gestellt, gebiihrt das Umschulungsgeld liickenlos ab dem
Bescheiddatum. Wird der Antrag auf Umschulungsgeld erst nach Ablauf der 4 Wochen
gestellt, gebiihrt das Umschulungsgeld ab der Geltendmachung.

- Der die Kund in ist im Rahmen der Antragstellung iiber seine ihre Mitwirkungspflicht
und Meldepflicht bei Malnahmenbesuch schriftlich (Applikationsniederschrift
,Umschulungsgeld*) zu informieren. Dariiber hinaus ist auf die Notwendigkeit einer
neuerlichen Antragstellung nach einer Unterbrechung von > 62 Tagen hinzuweisen.

- Ab Anfall des Umschulungsgeldes ist der Status mit ,,SR* zu reaktivieren.

- Der die Kund in ist zu einer MaBnahme der beruflichen Rehabilitation (TAS)
zuzubuchen und mit dem BBRZ ist Kontakt aufzunechmen, um die Mallnahmen der
beruflichen Rehabilitation abzuklaren.

6.3.2.4 Sonderfall: Weigerung der Mitwirkung am Prognose-
Berufsfindungsverfahren bei (voraussichtlich) dauerhafter Invaliditat
— Klagseinbringung/Beschwerde

Wird im Bescheid der Pensionsversicherung festgestellt,
e dass Invaliditit fiir einen Beruf voraussichtlich dauerhaft vorliegt und

e dass durch Mallnahmen der beruflichen Rehabilitation der Verbleib am Arbeitsmarkt
bzw. eine Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt dauerhaft sichergestellt werden
konnte und

e dass mangels Mitwirkung am Berufsfindungsverfahren der Antrag auf Gewéhrung
einer I/BU-Pension auf einen Antrag auf Feststellung der Invaliditit eingeschrinkt
wird.

Aufgrund der Bindung des AMS an die Bescheide der Pensionsversicherung liegt gem. § 8
(3) AIVG Arbeitsunfahigkeit vor und die Leistung ist bescheidmiBig mit dem Tag
einzustellen, an dem das AMS Kenntnis von der PVA-Entscheidung erlangt.

Wird beim Arbeits- und Sozialgericht Klage eingebracht, ist damit gem. § 71 ASGG die
Rechtskraft des Bescheides der PVA aufgehoben. Das Verfahren in der Sache liegt nunmehr
beim Arbeits- und Sozialgericht.

Wird in weiterer Folge Beschwerde gegen den Einstellungsbescheid des AMS eingebracht,
so ist es dem AMS nicht moglich in der Sache selbst titig zu werden, sodass gem. § 38 AVG
ein Aussetzungsbescheid (unter Bezugnahme’ auf das konkrete Verfahren unter Angabe des
zustidndigen Gerichts) zu erstellen ist. Bei einem Aussetzungsbescheid ist es nicht moglich

7 Siehe BVwG, L503 2229766-1/18E, Seite 5
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tiber aufschiebende Wirkung abzusprechen und jedenfalls ist keine Leistung weiter zu
gewihren.

6.4 Abklarung gesundheitlicher Einschrankungen - ohne
Infragestellung der Arbeitsfahigkeit

. Ist die generelle Arbeitsfahigkeit nicht in Frage gestellt, aber eine drztliche Abklarung der
gesundheitlichen Einschrinkungen zur passgenauen Vermittlung notwendig, darf das
nicht im Rahmen des Kompetenzzentrum Begutachtung erfolgen. Auch hier besteht gem.
§ 8 AIVG die Verpflichtung des der Kund in, diesem Untersuchungstermin Folge zu
leisten. Dementsprechend ist dafiir die Applikationsniederschrift § 8 Arbeitsfahigkeit,
Dropdown ,,Einleitung einer édrztlichen Untersuchung* zu verwenden.

«  Grundsitzlich erfolgt die Zuweisung zur Untersuchung an eine n geeignete n Arzt in
oder eine geeignete &drztliche Einrichtung.

« Die Kosten fiir drztliche Gutachten im Auftrag des AMS sind aus den Préliminarien zu
bezahlen.

« Das drztliche Gutachten ist im Segment DOKU (Klasse ,,Text*, Typ ,,A*) abzuspeichern
und dem_der Kund in jedenfalls zur Kenntnis zu bringen und ihm_ihr Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben.

6.5 Arbeitslosmeldung nach Rehabilitationsgeld (Leistungen
aus Arbeitsunfahigkeit)

Meldet sich eine Person nach dem Bezug des Rehabilitationsgeldes arbeitslos, ist der Grund
fiir die Entziechung des Rehabilitationsgeldes im Bescheid der Pensionsversicherung zu
priifen.

Fiir das AMS ist maBgeblich, ob Arbeitsfdhigkeit wieder vorliegt oder ob aus einem anderen
Grund das Rehageld entzogen wurde. Der Bescheid wird entweder von der Person selbst
beigebracht oder ist von der PVA anzufordern und in der EDV abzulegen. In jedem Fall ist
das Gutachten inkl. Leistungskalkiil von der PVA anzufordern.

Liegt der Bescheid zum Zeitpunkt der Vorsprache nicht vor, ist die Person (vorerst) unter
Status AL mit dem Tag der Vorsprache und Verm.Post ,,N* vorzumerken.

Geht aus dem (iibermittelten) Bescheid hervor, dass Arbeitsfiahigkeit wiederum hergestellt
ist,

ist der_die Kund_in unter Status AL vorzumerken (auch noch wihrend des Bezuges des
Rehabilitationsgeldes; das Rehageld gebiihrt bis zum Ablauf des Kalendermonates, der
auf die Zustellung des Bescheides folgt).

ist bei Geltendmachung der Leistung darauf zu achten, ob ein Ruhen fiir den weiteren
Erhalt des Rehagelds auszusprechen ist.

ist mit dem_der Kund in die Applikationsniederschrift § 23, Dropdown ,,Entzug von
Rehabilitationsgeld” aufzunehmen. Nur wenn der die Kund in sich fiir arbeitsfdhig
erklart, unter Beriicksichtigung der gesundheitlichen Einschrinkungen der
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Arbeitsvermittlung zur Verfiigung zu stehen, unabhingig davon, ob Klage® gegen den
Bescheid erhoben wird, ist er sie in Betreuung zu nehmen und eine allfillige ALV-
Leistung zu gewihren.

Erklért sich der die Kund in als nicht arbeitstfidhig bzw. als nicht bereit, sich auf Stellen
dem personlichen Leistungskalkiil entsprechend vermitteln zu lassen, ist die Vormerkung
zu beenden und der Leistungsbezug mangels Arbeitswilligkeit (§ 9 AIVG) bescheidméBig
abzuweisen.

Uber den Leistungsanspruch ist erst dann zu entscheiden, wenn aus dem Bescheid
hervorgeht, dass Arbeitsfdhigkeit vorliegt und das Gutachten zur Kenntnis gebracht
wurde.

Geht aus dem Bescheid hervor, dass der Entzug des Rehabilitationsgeldes

aufgrund einer Sanktion (fehlende Mitwirkung u. a.) erfolgt ist und die Arbeitsfihigkeit
(noch) nicht vorliegt,® ist der Datensatz mit Beginn der Vormerkung (Status-seit) ruhend
zu stellen und die VMZ zu stornieren. Der Leistungsantrag ist mangels Arbeitsfahigkeit
gem. § 8 AIVG abzulehnen.

aufgrund der fehlenden Teilnahme an der Wiederbegutachtung (Untersuchungstermin
nicht wahrgenommen) im Kompetenzzentrum erfolgt ist, ohne dass festgestellt werden
konnte ob die Arbeitsunfdhigkeit weiterhin vorliegt, ist im Auftrag des AMS eine
neuerliche Abklarung der Arbeitsfahigkeit gem. § 8 AIVG einzuleiten und der PST auf
Status AG, Verm.Post ,N“ umzustellen. Bis zur zweifelsfreien Feststellung der
Arbeitsfahigkeit darf keine Leistung angewiesen werden.

Wird in der Begutachtung gem. § 8 AIVG Arbeitsfihigkeit festgestellt, so ist der die
Kund in einzuladen und die Applikationsniederschrift ,,Ergebnis Gutachten
aufzunehmen und die Leistung ab Geltendmachung anzuweisen, sofern sich der_die
Kund_in als arbeitsfihig und zur Vermittlung unter Beriicksichtigung der
gesundheitlichen Einschrinkung bereit erklért. Erklért sich der die Kund in als nicht
arbeitsfiahig bzw. als nicht bereit, sich auf Stellen dem personlichen Leistungskalkiil
entsprechend vermitteln zu lassen, ist die Vormerkung zu beenden (mit dem Tag der
Kenntnisbringung des Gutachtens) und der Leistungsantrag mangels Arbeitswilligkeit
gem. § 9 AIVG abzuweisen.

8 Eine neuerliche Antragsstellung auf Invaliditéis-/BUPension ist nach Entzug des RehabGeldes erst nach 1,5 Jahren wieder
moglich. Ausgenommen bei gesundheitlicher Verschlechterung - wo jederzeit eine Antragsstellung moglich ist.

9 Bescheid: ,,Sie haben an den zweckmifBigen und zumutbaren medizinischen MaBinahmen der Rehabilitation nicht bzw.
nicht gehorig mitgewirkt*
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Wird Arbeitsunfihigkeit festgestellt, so ist die Vormerkung zu beenden und die aktuelle AG
(bzw. AL-) Zeit zu stornieren. Der die Kund in ist dariiber zu informieren und der
Leistungsantrag mangels Arbeitsfahigkeit gem. § 8 AIVG abzuweisen.

7 Inkrafttreten / AuRerkrafttreten

Diese Bundesrichtlinie tritt am 1.1.2024 in Kraft und ersetzt die BRL Uberpriifung der
Arbeitsfahigkeit (BGS/SFA/0502/9806-2023).

8 Einfuhrung und Qualitatssicherung

Zur laufenden Qualitdtssicherung sind bei Anwendungs- bzw. Abweichungsproblemen
Qualitétssicherungs-(Erfahrungs-)berichte an die Abteilung SFA der Bundesgeschiftsstelle zu
iibermitteln.
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9 Erlauterungen

91 ad 6.2 Das Gutachten des Kompetenzzentrums
(Wartezeit)

Fiir die Wartezeit werden nicht nur Beitragszeiten, sondern auch Versicherungszeiten (z.B.
AMS-Leistung, Krankengeld, Selbstversicherung) herangezogen. Die konkrete Uberpriifung
obliegt der PVA und erfolgt im Pensionsverfahren.

Fir die Priifung des AMS ist ein grober Abgleich des Versicherungsverlaufes mit den
Anforderungen der Wartezeit ausreichend. Bei Personen mit ausldndischen
Pensionsversicherungszeiten aus Landern mit zwischenstaatlichen Abkommen (EWR-Staaten
und die Schweiz) sind ggf. auch diese Zeiten auf Basis der Kund innenangaben ergénzend
hinzuzuziehen.

Die Wartezeit in der Pensionsversicherung ist die Mindestversicherungsdauer um Leistungen
aufgrund von (drohender) Invaliditit/Berufsunfahigkeit gem. § 255/1-6 ASVG von der
Pensionsversicherung bekommen zu kénnen.

Angefiihrt sind die erforderlichen Zeiten bis zum Eintritt des Versicherungsfalls (Stichtag fiir
Antragsstellung):

mindestens 180 Beitragsmonate der Pflichtversicherung (dazu zéhlen pro Kind
auch bis zu 24 Monate des Bezuges von Kinderbetreuungsgeld) oder der

Wartezeit ist jedenfalls - U !
freiwilligen Versicherung, oder

erfiillt, wenn

mindestens 300 Versicherungsmonate

Die Wartezeit ist auch dann erfiillt, wenn je nach Alter und Rahmenzeitraum zumindest folgende
Anzahl an Versicherungsmonaten vorliegen:

Alter Versicherungszeiten Rahmenzeitraum

bis 27 Jahre (vollendet) 6 Versicherungsmonate

bis 50 Jahre 60 Versicherungsmonate in letzten 120 Kalendermonaten
60 Versicherungsmonate + 1 120 Kalendermonate + 2 Monate fiir

Ab 50 Jahre Versicherungsmonat fiir jedes weitere | jedes weitere Lebensmonat bis max. 360
Lebensmonat bis max. 180 Monate Monate

Bei Arbeitsunfall/Berufskrankheit ist keine Wartezeit erforderlich.

Ein Sonderfall stellt die Arbeitsunfahigkeit, welche bereits bei Eintritt ins Erwerbsleben
vorliegt, dar (,,origindre Behinderung* gem. § 255/7 ASVGQG). In diesem Fall sind mindestens
120 Beitragsmonate fiir die Gewdhrung einer PV-Pensionsleistung erforderlich.

(zuriick zum Text Das Gutachten des Kompetenzzentrums der PVA in der Beurteilung der
Arbeitsfdhigkeit)
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9.2 ad 6.2.2.1 Ergebnis der Begutachtung ist
widerspruchlich

Ist das Fihigkeitsprofil (Leistungskalkiil) fiir die Anforderungen des Berufsbereiches
ausreichend?

Wenn beim AMS die Zweifel an der Arbeitsfahigkeit bestehen bleiben, liegt es
moglicherweise daran, dass unsere Vorstellungen von Arbeitsfahigkeit andere sind als
diejenigen, welche das ASVG vorsieht. Wir sind gewohnt uns am konkreten Arbeitsmarkt
und den dort {iblichen Anforderungen zu orientieren, wéhrend es im ASVG um (maogliche)
Arbeitsplitze geht, welche abgestimmt auf die vorhandenen (physischen/psychischen)
Féahigkeiten noch soweit auszuiiben moglich sein sollen, dass entweder die Hailfte des
Entgeltes im Vergleich zu einer korperlich und geistig gesunden Person zu erreichen moglich
ist (ohne Berufsschutz) oder die Arbeitsfahigkeit immer noch iiber die Hélfte einer gesunden
Person mit vergleichbarer Ausbildung liegt (mit Berufsschutz).

Fiir die Erfordernisse der Arbeitsfahigkeit gem. ASVG ist es ausreichend, wenn sich erwarten
lasst, dass es zumindest 100 Arbeitsplidtze im Bundesgebiet mit der entsprechenden Tatigkeit
gibt - unabhiingig davon, ob es auch freie Stellen in der Region gibt.

Bezogen auf Hilfstdtigkeiten am allgemeinen Arbeitsmarkt kann jeder berufliche Teilbereich
(z.B.: Sortier-, Verpackungsarbeiten, Essenverteilung, Geschirrabrdumen, Datenerfassung)
herangezogen werden: sofern sich damit eine am Arbeitsmarkt entsprechende Entlohnung
erwarten lasst — die mindestens der Hilfte einer vergleichbaren gesunden Person entspricht,
liegt Arbeitsfiahigkeit vor.

Nur wenn selbst bei vorausgesetzt entsprechendem Wohlwollen eines Arbeitgebers kein
Jobprofil entsprechend dem Leistungskalkiil gefunden werden kann — um die Hélfte der
Leistungsfahigkeit/Entlohnung einer vergleichbaren gesunden Person zu erreichen, ist eine
zweite Begutachtung anzudenken. Andernfalls sollten ggf. andere Instrumente herangezogen
werden (fit2work, BBEs mit Berufsdiagnostischer Beratung, berufliche Rehabilitation mit der
PVA, Arbeitsassistenz, BBEN usw.), um nach Mboglichkeit die berufliche
Rehabilitation/Integration zu unterstiitzen.

Woran sind Liicken im medizinischen Gutachten festzumachen?

Worauf stiitzt sich unser Eindruck von der Leistungsfahigkeit (i.S. des Leistungskalkiils) der
Kund_in? (Wahrnehmungen aus Begegnungen, medizinisch/psychologische Expertisen)

Inwiefern wire davon auszugehen, dass der die untersuchende Arztin etwas Wesentliches
entgangen sein konnte, sich nicht auf die gleichen Tatsachen beziehen wiirde? (sieche im
Gutachten insbesondere unter Pkt 2: Derzeitige Beschwerden, unter Pkt 6: Status, unter Punkt
10: Arztliche Gesamtbeurteilung oder im MELBA-Profi). Wobei die medizinische Bewertung
der gesundheitlichen Probleme It Diagnosen auf das Leistungskalkiil dem der Arzt in
obliegt.

Sollten sich solcherart Liicken ausmachen lassen — also Tatsachen nicht Eingang bzw. nicht
ausreichend Wiirdigung gefunden haben - dann ist zu iiberpriifen, ob sie gegeniiber den
Ausfiihrungen im Gutachten als zusétzliche und neuwertige ,,Befunde® zu bewerten sind,
welche die Arbeitsfiahigkeit tatsdchlich in Frage stellen? Oder handelt es sich mdglichweise
um Missverstidndnisse?

Nach Moglichkeit ist diesbeziiglich mit der PVA zur weiteren Klidrung Kontakt aufzunehmen.
Entweder handelt sich um einen neuen Sachverhalt und die PVA ist bereit diesen
aufzugreifen und einer neuen Uberpriifung zu unterziehen (ggf. das Gutachten zu #ndern);
oder die PVA kann ausreichend erkldren, dass dieser Sachverhalt von dem der
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begutachenden Arzt in bereits beriicksichtigt wurde; oder die PVA erachtet den neuen
Sachverhalt nicht als ausreichend, um zu einem gegenteiligen Ergebnis zu gelangen.

Im letzteren Falle wird eine zweite Begutachtung erforderlich, wenn aus Sicht des AMS die

gesundheitliche Beeintridchtigung in ihrer Auswirkung auf die Fédhigkeiten der Person als

derart gravierend einzuschétzen ist, dass micht sichergestellt ist, dass die physischen

Féhigkeiten und insbesondere die arbeitsbezogenen Schliisselqualifikationen

e Konzentration/Aufmerksamkeit/Merkfahigkeit (Arbeitsauftrige im Fokus behalten
konnen),

e Auffassung/Arbeitsorganisation/Ausdauer/Kontrolle (Arbeitsauftrige ausreichend
erfassen und auch mit entsprechender Leistung umsetzen konnen),

e Lernfdhigkeit/Selbstdndigkeit/Verantwortung (auch Anderungen in der
Aufgabenerledigung ohne grofle Anleitung bewéltigen konnen),

soweit vorhanden sind, dass damit die Erledigung einfachster (beruflicher) Tatigkeiten —
Hilfstitigkeiten in Handel (Regalbetreuung), Hilfsarbeiten in Gastgewerbe (Kiiche),
Landwirtschaft usw. — in einem Umfang moglich ist, welche zumindest der Hailfte der
Leistungsfahigkeit einer Person ohne gesundheitlichen Einschrankungen entspricht.

(zurtick zum Text 6.2.3.3. Ergebnis der Begutachtung ist widerspriichlich)

10 Anhang

Beruflich-, gesundheitliche Beratungsangebote vs. PVA Begutachtung gem. § 8 AIVG.
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Beruflich-, gesundheitliche Beratungsangebote vs. PVA Begutachtung gem. § 8 AIVG

Invaliditatsfeststellung im Unterschied zur Rehabilitation

Die PVA-Begutachtung ist kein Instrument der beruflich-/gesundheitlichen
Beratung, sondern zur Feststellung der Arbeitsunfihigkeit und des Zugangs zu
den darauf gegriindeten PV A-Leistungen, der medizinischen Rehabilitation
(RehabGeld) bzw. beruflichen Rehabilitation (Umschulungsgeld) oder einer
I/BU-Pension.

Berufsschutz und PV-Leistungen (Rehabilitation)

Die Auswirkung von gesundheitlichen Einschrankungen auf die Arbeitsfahigkeit
ist nicht zuletzt vom ,,Berufsschutz* abhingig. Welche Tétigkeiten mit welchen
Einkommen noch zugemutet werden konnen wird davon entscheidend
beeinflusst.

Haben zwei Personen die gleichen Diagnosen, kann es vorkommen, dass die eine
als invalid (I/BU-Pension oder RehaGeld) eingestuft wird wihrend die andere
noch arbeiten kann. Grund dafiir ist der Berufsschutz. Personen mit einem
gelernten Beruf, als Maurer oder Installateur, Friseurin oder Blumenbinderin
usw. konnen aufgrund der Krankheit ihren Beruf nicht mehr ausiiben. Personen
ohne Berufsausbildung konnen auf jede beliebige Hilfstitigkeit verwiesen
werden, die sie noch imstande sind auszuiiben: der Bauhilfsarbeiter auf eine
Portier-, Sortiertitigkeit oder Aufsichts-, Bewachungstitigkeit, welche er
zumindest halbtags noch ausiiben kann. Der konkrete Arbeitsmarkt oder die
Einkommenseinbuf3en werden dabei nicht beriicksichtig! Ein Berufsschutz liegt
dann vor, wenn ein Beruf gelernt wurde (ab Lehre) und danach, in den letzten 15
Jahren mindestens 7,5 Jahre bzw. seit Abschluss der Ausbildung, mindestens in z
der Hilfte der Zeit ausgeiibt wurde. Gleiches gilt fiir Angestelltentétigkeiten,
welche ebenso ab dem Niveau einer Biirohilfskraft zu den qualifizierten
Tatigkeiten zdhlen.

Mit dem Grundsatz ,,Rehabilitation vor Pension ist der Zugang zu
Pensionsleistungen erschwert worden. Insbesondere fiir alle ab dem 1.1.1964
geborenen Personen: selbst wenn (befristet) Invaliditidt/Berufsunfahigkeit
vorliegt, muss gepriift werden, ob noch eine gesundheitliche Verbesserung durch
medizinische MafBnahmen (RehabGeld) erreichbar ist; wenn nicht, ob durch
berufliche Rehabilitation (Umschulungsgeld) wieder eine Berufstatigkeit
ermdglicht wird.

Vorrang der Privention und (beruflichen) Rehabilitation

Fiir die Aufgabenstellung des AMS, arbeitslose Kund_innen mit gesundheitlicher

Beeintrdchtigung in eine gesundheitsaddquate Beschéftigung zu bringen, ist es

hinderlich, wenn sich diese friihzeitig von falschen ,,Pensionserwartungen® leiten

lassen und beginnen eine passive Haltung zum Arbeitsmarkt einzunehmen.

Deshalb ist eine Invalidititsfeststellung durch die Begutachtungsstelle sinnvoll

erst dann zu veranlassen, wenn zuvor die (freiwilligen)

Rehabilitationsmoglichkeiten, inklusive der medizinischen orientierten

Beratungs- und Unterstiitzungsangebote ausgeschopft wurden. Das sind in erster

Linie

e Angebote, die medizinisch/berufliche Beratung und Begleitung beinhalten,
die sowohl im gesundheitlich/sozialen Bereich bei der Verbesserung der
Gesundheit als auch bei der Abklérung von Beschiftigungsmoglichkeiten in
weniger belastenden beruflichen Tatigkeiten (Arbeitszeit, Art der
Tétigkeiten) unterstiitzen.

Diese Angebote (BBE, Aktivierung, Berufsorientierung) konnen entweder
selber drztliche/psychologische Expert_innen einsetzen, z.B. fit2work,
BBRZ-Angebote oder auch nur die Kund_innen bei medizinischen
Leistungen unterstiitzen, z.B. die BBEN, Frauenberatung.

e Angebote welche wieder fit fiir den Arbeitsmarkt machen kénnen: durch
Erwerb einer neuen Qualifikation (Um-/Nachschulung) bzw. einer
verbesserten Leistungsfihigkeit (Trainingsmalinahmen, Transitprojekte).
Dazu gehort insbesondere die ,,freiwillige* berufliche Rehabilitation in
Kooperation mit der Pensionsversicherung.

Wann ist eine Begutachtung durch PVA einzuleiten?

Eine Abklarung der Arbeitsfahigkeit durch das Kompetenzzentrum Begutachtung
der Pensionsversicherung ist somit nur dann einzuleiten, wenn

¢ nach oder im Zuge einer medizinisch/orientierten Beratung bzw. (arbeits-)
medizinischen/-psychologischen Begutachtung eine entsprechende Expertise
vorgelegt wird, wonach die Arbeitsféhigkeit in Frage zu stellen ist

e nach Aussteuerung des Krankengeldes noch kein Pensionsverfahren
durchgefiihrt wurde und der Krankenstand nicht beendet ist

e die Kund_in auf Arbeits-un-féhigkeit besteht, sowohl eine medizinische
Behandlung als auch eine mogliche (Um-)Schulung als aussichtslos
einschitzt, um wieder in die Erwerbsarbeit eintreten zu konnen.

e Nur fiir Kund innen die das 25 Lebensjahr bereits vollendet haben.
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Beruflich-, gesundheitliche Beratungsangebote vs. PVA Begutachtung gem. § 8 AIVG

Orientierungshilfe zum Einsatz von Angeboten mit medizinisch-/beruflicher Beratungsleistungen bzw. medizinisch/psychologischer Diagnostik (z.B. BBE, BO, Aktivierung, Teamberatung
mit PVA) einerseits und der PV-Begutachtung gem. §8 andererseits.

Medizinisch/berufliche Beratung

PV-Begutachtung gem. §8 AIVG

Psychische Krankheit

Kann Jobanforderungen nicht mehr (voll) entsprechen!
Psychische Probleme ohne Befunde!
Berufsschutz: JA/NEIN (egal)

Kann Jobanforderungen nicht mehr entsprechen!

Psychische Probleme mit Befunden (Medizinisch/Psychologische Expertisen
- inkl. im Rahmen von AMS-Angeboten, AMS-Psycholog_innenbelegt!)
Berufsschutz: JA/NEIN (egal)

Psychisch: Suchtkrankheit

Kann Tatigkeit/Beruf ausiiben?
Suchtproblematik mit grundsétzlicher Therapiemoglichkeit
(mit/ohne Befunde)

Kann Jobanforderungen nicht mehr entsprechen!
Schwere Suchtproblematik mit gescheiterten Therapieversuchen bzw. mit
erheblichen physischen Folgeerscheinungen mit einschléiigigen Befunden

Physische Krankheit

Kann Jobanforderungen nicht mehr (voll) entsprechen!
Physische Probleme ohne (ausreichende) Befunde!

Berufsschutz: JA/NEIN

Kann Jobanforderungen nicht mehr (voll) entsprechen!
Physische/psychische Probleme mit Befunden belegt
Berufsschutz: NEIN

Kann Jobanforderungen nicht mehr entsprechen!
Physische Probleme mit Befunden (Facharzt/Spital) belegt
Berufsschutz: JA

nach Pensionsverfahren

Kann Tétigkeit/Beruf nicht mehr ausiiben!
Vorgeschichte: bereits einmal I/BU abgelehnt
Verschlechterung: nicht erkennbar / nicht belegt

Kann Tétigkeit/Beruf nicht mehr ausiiben!
Vorgeschichte: bereits einmal I/BU abgelehnt
Verschlechterung: Ja (mit BEFUNDE belegt)

Selbstaussage

Kund_in besteht darauf: ,,ich bin nicht arbeitsfdhig*

Begutachtungsergebnis

Ergebnis von Angeboten mit medizinisch/beruflich orientierter Beratung bzw.
einschldgigen medizinisch/psychologischen Gutachten: §8 Begutachtung
notwendig

Krankengeld ausgesteuert

Ausgesteuerte Personen, deren Krankenstand noch nicht beendet ist und
Arbeitsfahigkeit noch nicht von der PVA (Pensionsverfahren) gepriift wurde.

Spezielle Leistungen der
Behindertenhilfe (Land)

Leistungen der Behindertenhilfe (Tagesstruktur, Beschaftigungstherapie),
welche Arbeitsunfahigkeit implizieren und diese annehmen lassen
nicht bei (offenen) Angeboten der Berufsqualifizierung und Berufsintegration

Kursfahigkeit und Eignung
Ausbildungsziele

Abklérung der Kursfahigkeit: Schulungsteilnahme moglich?
Abklarung der Eignung fiir Ausbildungsziele: kann Ausbildung im
Beruf umgesetzt werden?

Abklarung .. beruflichen
Verwendung

Abklérung der beruflichen Einsetzbarkeit/Leistungsfahigkeit

®© bei phys./psych Beschwerden (mit/ohne Befunde)

© bei gehdufte Krankenstinde (mit/ohne Befunde)

© nach Ablehnung Invaliditdt/Berufsunfédhigkeit (Pension/§8 AIVG)

BRL Uberpriifung der Arbeitsfahigkeit SFA/08-2023, gliltig ab 1.1.2024

Seite 28




	1 Einleitung
	2 Regelungsgegenstand
	3 Regelungsziel
	4 Gesetzliche Grundlagen
	5 Adressat_innen
	6 Normen – inhaltliche Regelungen
	6.1 Abklärung der Arbeitsfähigkeit gem. § 8 AlVG im Auftrag des AMS
	6.1.1 Zweifel an der Arbeitsfähigkeit
	6.1.1.1 Keine Feststellung der Arbeitsfähigkeit von Jugendlichen und jungen Erwachsener <25 Jahren

	6.1.2 Einleitung des Verfahrens zur Abklärung der Arbeitsfähigkeit
	6.1.3 Untersuchungstermin versäumt

	6.2 Das Gutachten des Kompetenzzentrums der PVA in der Beurteilung der Arbeitsfähigkeit
	6.2.1 Gutachten liegt vor – Wartezeit (voraussichtlich) erfüllt
	6.2.2 Gutachten liegt vor – Wartezeit nicht erfüllt
	6.2.2.1 Prüfung von widersprüchlichen Gutachten – Veranlassung einer Zweitbegutachtung?
	6.2.2.2 Beauftragung einer Zweitbegutachtung

	6.2.3 Zur Kenntnis bringen des Ergebnis der Begutachtung
	6.2.3.1 Ergebnis der Begutachtung: Arbeitsfähigkeit
	6.2.3.2 Ergebnis der Begutachtung: Arbeitsunfähigkeit bei Erfüllung der Wartezeit
	6.2.3.3 Ergebnis der Begutachtung: Arbeitsunfähigkeit ohne Erfüllung der Wartezeit
	6.2.3.4 Sonderfall: Nicht-Erfüllung der Wartezeit wird erst im Zuge der Pensionsantragsstellung festgestellt

	6.2.4 Beschwerde gegen einen Ablehnungs- oder Einstellungsbescheid mangels Arbeitsfähigkeit – Beauftragung einer Zweitbegutachtung

	6.3  I-/BU-Pensionsantragsstellung durch Kund_in zur Abklärung der Arbeitsfähigkeit
	6.3.1 Ergebnis des I-/BU Pensionsverfahrens: Arbeitsfähigkeit
	6.3.1.1 Ergebnis des I-/BU Pensionsverfahren: arbeitsfähig
	6.3.1.2 Ergebnis des I-/BU Pensionsverfahren: arbeitsfähig bei drohender Invalidität/Berufsunfähigkeit und Zuerkennung von Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation (Umschulungsgeld)

	6.3.2  Ergebnis des I-/BU Pensionsverfahrens: Arbeitsunfähigkeit (Invalidität)
	6.3.2.1 Ergebnis des I-/BU Pensionsverfahrens: dauerhafte oder befristete  I-/BU Pension
	6.3.2.2 Ergebnis des I-/BU Pensionsverfahrens: Arbeitsunfähigkeit und medizinische Rehabilitation mit Rehabilitationsgeld
	6.3.2.3 Ergebnis des I-/BU Pensionsverfahrens (voraussichtlich) dauerhafte Arbeitsunfähigkeit und berufliche Rehabilitation mit Umschulungsgeld
	6.3.2.4 Sonderfall: Weigerung der Mitwirkung am Prognose-Berufsfindungsverfahren bei (voraussichtlich) dauerhafter Invalidität – Klagseinbringung/Beschwerde


	6.4 Abklärung gesundheitlicher Einschränkungen – ohne Infragestellung der Arbeitsfähigkeit
	6.5 Arbeitslosmeldung nach Rehabilitationsgeld (Leistungen aus Arbeitsunfähigkeit)

	7 Inkrafttreten / Außerkrafttreten
	8 Einführung und Qualitätssicherung
	9  Erläuterungen
	9.1 ad 6.2 Das Gutachten des Kompetenzzentrums (Wartezeit)
	9.2  ad 6.2.2.1 Ergebnis der Begutachtung ist widersprüchlich

	10 Anhang



